
umständen entsprechend aut die rechtliche Regelung am 
Wohnsitz des Testators verweist.
In ähnlicher Weise knüpft das Haager Unterhaltsstatuts­
abkommen grundsätzlich an das Recht des gewöhnli­
chen Aufenthaltsortes an für die Frage, ob und in wel­
chem Ausmaß und von wem das Kind Unterhaltslei­
stungen verlangen kann, vorausgesetzt, daß das bezeich- 
nete Recht dasjenige eines Vertragsstaatgp ist. Die 
Staatsangehörigkeit des Kindes und die seiner Eltern 
bleiben dabei unberücksichtigt. Von diesem Grundsatz 
kann in einigen Fällen zugunsten der lex fori abgewi­
chen werden./54/
Auf dem Gebiete des Vertragsrechts und der außerver­
traglichen Verantwortlichkeit ist für die Anwendung 
des Staatsangehörigkeitsprinzips wenig Raum. Es 
kommt z. B. bei der Anknüpfung an die gemeinsame 
Staatsangehörigkeit von Schädiger und Geschädigtem 
bei außervertraglicher Schadenszufügung, meist Ver­
kehrsunfällen im Ausland, vor. § 17 Abs. 3 RAG der 
DDR kennt daneben aber auch die Möglichkeit der An­
knüpfung an dtti gemeinsamen Wohnsitz.

Die Tendenz zur Stärkung der Parteiautonoinie

International ist eine zunehmende Verbreitung des 
Prinzips der Parteiautonomie zu beobachten. Ihre An­
erkennung bedeutet gewissermaßen die erste Stufe der 
Berücksichtigung von Erfordernissen der internatio­
nalen Wirtschaftsbeziehungen. Eine höhere Stufe stellt 
die Vereinheitlichung nationaler IPR-Normen im Wege 
völkerrechtlicher Vereinbarung der daran interessier­
ten Staaten dar.
Dank entsprechender sozialökonomischer und politi­
scher Voraussetzungen konnten die im RGW zusam­
mengeschlossenen Staaten eine noch viel höhere Stufe 
der Berücksichtigung objektiver Erfordernisse ihrer 
Wirtschaftszusammenarbeit erreichen, indem sie plan­
mäßig und zielstrebig die erforderlichen einheitlichen 
Rechtsnormen ausarbeiten und durch RGW-Empfehlun- 
gen oder in anderer Weise in die Praxis einführen. Da­
bei handelt es sich grundsätzlich schon nicht mehr um 
Kollisionsnormen, sondern um materiell-rechtliche oder 
Sachnormen. die direkt die internationalen Wirtschafts­
beziehungen auf der Ebene der Außenhandelsbetriebe 
und anderer Wirtschaftsorganisationen der Mitglieds­
länder des RGW regeln. Deshalb ist hier für die Par­
teiautonomie gar kein Raum mehr. Folgerichtig haben 
die AB/RGW 1958 (§ 74) und die ihnen nachfolgenden 
Regelungen bis hin zu den jetzigen ALB/RGW 1968/1975 
(§ 110) für den Fall, daß ihre Sachnormen auf die kon­
krete Rechtsfrage keine oder eine nicht ausreichende 
Antwort geben, die Rechtswahl eindeutig durch Festle­
gung der ergänzenden Anwendung der materiell-recht­
lichen Normen des Verkäuferlandes ausgeschlossen. 
Anders ist die Situation im Handelsverkehr mit dem 
nichtsozialistischen Wirtschaftsgebiet. Hier ist die Wahl 
des auf einen Vertrag zur Anwendung zu bringenden 
materiellen Rechts durch die Partner selbst erwünscht 
und zweckmäßig./55/
Die Rechtswahl bietet den Partnern die Möglichkeit, 
aktiv auf die rechtliche Gestaltung ihrer Beziehungen 
und die Verhinderung oder Lösung etwaiger Konflikte 
Einfluß zu nehmen. Deshalb läßt die Mehrzahl der so­
zialistischen Staaten — so z. B. die DDR (Art. 12 
RAG)/56/. die UdSSR (Art. 126 der Grundlagen für die

54 , § 22 RAG der DDR knüpft an die Staatsangehörigkeit des 
Kindes an.
/5q Vgl. H. Fincke. ..Die Rechtswahlklausel in Außenhandels­
verträgen und das auf den Eigentumsübergang anwendbare 
Reckt". AW 1975. Nr. 25, 4. Beilage RiA, S. 11 ff.
56 Vgl. H. Fellhauer H. Strohbach. Internationale Handels­

schiedsgerichtsbarkeit, Berlin 1969, S. 85.

Zivilgesetzgebung, Art. 566 ZGB der RSFSR)/57/ und die 
CSSR (§ 9 IPR-Gesetz) — in Außenhandelsverträgen die 
freie Wahl des materiellen Rechts (sog. Sachnormver- 
weisung) jeder von den Partnern gewünschten Rechts­
ordnung zu; die Wahl hat kollisionsrechtliche Wirkung, 
d. h. sie schaltet grundsätzlich die Anwendung der zi­
vilrechtlichen Vorschriften (auch der zwingenden Nor­
men) anderer Rechtsordnungen auf den Vertrag aus./58/ 
Das Recht der VR Polen (Art. 25 IPR-Gesetz) dagegen 
verlangt einen Zusammenhang des gewählten Rechts 
mit der Schuldverbindlichkeit; immerhin hat das neue 
IPR-Gesetz die früher geltende Beschränkung der 
Rechtswahl auf ganz bestimmte Rechtsordnungen auf­
gegeben.
Das Prinzip der Rechtswahl im Wirtschaftsvertragsrecht 
entspricht den Interessen des internationalen Wirt­
schaftsverkehrs am besten. Deshalb hat das Schiedsge­
richt bei der Kammer für Außenhandel der DDR in 
seiner Spruchpraxis stets den Grundsatz der unbe­
schränkten Parteiautonomie anerkannt. Auch eine spä­
tere Rechtswahl nach Auftreten einer Streitigkeit wird 
akzeptiert. Als etwas problematisch betrachtet das 
Schiedsgericht dagegen Vertragsklauseln wie „Recht des 
Beklagten-Landes“ oder „Recht des Klägerlandes'1, weil 
doch nicht von vornherein feststeht, welche Vertrags­
partei einmal die Rolle des Klägers bzw. des Verklag­
ten einnehmen wird und ob es überhaupt zu einem 
Rechtsstreit kommt. Solche Klauseln werden zwar als 
rechtswirksam angesehen, sind aber doch in ihrer posi­
tiven Wirkung beschränkt, da sie Unsicherheit in das 
Vertragsverhältnis hineintragen und die anzuwendende 
Rechtsordnung von Zufällen abhängig machen.
Die Haager Konvention zur Regelung von Kollisionen 
zwischen dem Recht der Staatsangehörigkeit und dem 
Recht des Wohnsitzes vom 15. Juni 1955 erwähnt nicht 
die Möglichkeit einer Beschränkung der Parteiautono­
mie, d. h. sie bekennt sich damit zur uneingeschränkten 
Rechtswahl bei internationalen Kaufverträgen über be­
wegliche Güter.
Zur Verhinderung mißbräuchlicher Ausnutzung der 
Parteiautonomie stehen ausreichende Gegenmittel zur 
Verfügung. Ist die Wahl unvereinbar mit der inner­
staatlichen Rechtsordnung — tatsächlich sind solche 
Fälle bisher äußerst selten geblieben/59/ —, steht ihrer 
Wirksamkeit die sog. Vorbehaltsklausel (ordre public) 
entgegen, mit der im Einzelfall die Anwendung auslän­
discher Rechtsnormen eingeschränkt oder ausgeschlos­
sen werden kann, falls sonst die Entscheidung den 
Grundlagen der staatlichen Ordnung des Gerichts­
staates widerspräche. Dieses auch in § 4 RAG der DDR 
vorgesehene Korrektiv dürfte sich als ausreichend er­
weisen.
ln den kapitalistischen Staaten ist überwiegend eine 
Tendenz des Übergangs zur „freien“ Rechtswahl fest- 
zusteilen./60/ Allerdings verläuft diese Entwicklung 
nicht einheitlich. So gibt es in einer Reihe von Ländern 
nach wie vor Schwierigkeiten in der Anerkennung 
parteiautonomer Wirkungen der Rechtswahl. Sie wird 
entweder nur als ein Punkt unter vielen gesehen, die 
alle zusammen (Staatsangehörigkeit der Vertragspart­
ner, Abschlußort. Erfüllungsort, Sprache des Vertrages.

57 Vgl. L. A. Lunz. a. a. O.. Bd. I. S. 170. 224; Bd. II. S. 140 ff.
'58 Vgl. dazu M. Andrae. ..Die kollisionsrechtliche Regelung 
der Verträge", in: F. Enderlein u. a.. Handbuch der Außenhan­
delsverträge. Bd. 2. Berlin 1974, S. 21 ff.
59 So haben z. B. die Außenhandels- und Seearbitragekom­
mission der UdSSR seit ihrer Gründung vor über 40 Jahren in 
keiner einzigen Schiedssache vom Vorbehalt des ordre public 
in seiner negativen, d. h. die Anwendung ausländischen Rechts 
ausschließenden Funktion. Gebrauch gemacht. Gleiches gilt für 
das Schiedsgericht bei der Kammer für Außenhandel der DDR.
,60’ Vgl. H. Fincke, „Die Rechtswahlklausel in Außenwirt­
schaftsverträgen und ihre Behandlung in der Rechtsordnung 
der wichtigsten kapitalistischen Länder Europas und der USA“, 
RiA 1970, Heft 9, S. 3 ff.
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